Minenfelder der US-Auenwirtschaftspolitik

Unilaterale Finanzsanktionen im Dienst nationaler Sicherheit

Sascha Lohmann

Im Dienste ihrer nationalen Sicherheitsinteressen setzt die US-Regierung immer 6fter
auf unilaterale Finanzsanktionen. Sie nutzt dabei die Dominanz des Dollars im inter-
nationalen Finanzsystem, um Druck auf andere auszuiiben. Neben den US-Behérden
iiberwachen auch private Akteure die Umsetzung und Einhaltung der StrafmafRnahmen.
Bei VerstoRen drohen drastische Folgen fiir Einzelpersonen und Unternehmen, gleich
ob sie gegnerischen oder verbiindeten Staaten angehdren. Wenn sie ihren Beitrag zur
Bewahrung der liberalen Weltwirtschaftsordnung leisten wollen, liegt es vor allem an
den Europdern, das Druckpotential des Dollars zu vermindern und der zunehmend uni-
lateral ausgerichteten AuRenwirtschaftspolitik Washingtons so wirksam zu begegnen.

Die US-Regierung sieht in unilateralen
Finanzsanktionen ein prizises und effek-
tives Mittel, um ihre Sicherheitsinteressen
unterhalb der Schwelle militdrischer
Gewalt durchzusetzen. Mit dem Einsatz
dieses Instruments verfolgt Washington
vorrangig die eigenen Wirtschafts- und
Sicherheitsinteressen und wendet sich von
einer liberalen, auf Freihandel setzenden
AuRenwirtschaftspolitik ab.

Finanzsanktionen in der
US-AuRenwirtschaftspolitik

Prédsident Obama hegt gegeniiber militdri-
schen Interventionen grofRe Skepsis und
verfolgt wihrend seiner Prdsidentschaft das
in seinen beiden Wahlkdmpfen abgegebene
Versprechen, den militdrischen Fufabdruck
seines Landes auf den Kriegsschaupldtzen
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der Welt auf das Notigste zu reduzieren.
Er reagiert damit zum einen auf die in der
US-amerikanischen Offentlichkeit weit
verbreitete Kriegsmiidigkeit nach den ver-
lustreichen Einsdtzen in Afghanistan und
dem Irak. Zum anderen duferte Obama
auch immer wieder persdnlich Zweifel
daran, mit der Anwendung militdrischer
Gewalt die nationalen Sicherheitsinteres-
sen seines Landes befordern zu kénnen. So
setzt er bevorzugt auf begrenzte Eingriffe
unterhalb der Schwelle militarischer
Gewalt. Diese Strategie des »leichten Ful3-
abdrucks« hat Obama im Mai 2014 in einer
Rede an der Militdrakademie in West Point
erstmals ausfiihrlich dargelegt. Um die
Sicherheitsinteressen seines Landes weltweit
trotzdem wirksam zu verfolgen, kommt
neben Drohnenfliigen, der massenhaften
Uberwachung und gezielten Tétungen
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zunehmend noch ein weiteres Mittel zum
Einsatz: unilaterale Finanzsanktionen.

Ganz nach der Marcus Tullius Cicero zu-
geschriebenen Aussage »Pecunia est nervus
belli« geht es hierbei darum, mit Hilfe finan-
zieller StrafmafRnahmen die eigenen Sicher-
heitsinteressen zu beférdern. Zu Finanz-
sanktionen zdhlen alle von der US-Regie-
rung auferlegten Beschrdnkungen von
Kapitalfliissen an und von Einzelpersonen,
Einrichtungen und Unternehmen, die von
Washington des Terrorismus oder anderer
Vergehen beschuldigt werden. Das Spek-
trum der MalRnahmen reicht vom Auf
spliren und Nachverfolgen von Vermogen
tiber das Sperren und Einfrieren von Kon-
ten bis hin zu einem Ausschluss vom US-
Finanzmarkt.

Mithilfe von Finanzsanktionen tibt die
US-Regierung Druck sowohl auf die ira-
nische Fiihrung im Atomstreit als auch auf
den Kreml in der Ukraine-Krise aus. Den
beiden Gegenspielern Washingtons sollen
auf diese Weise empfindliche Kosten auf
erlegt werden, um sie zu einer Verhaltens-
dnderung zu bewegen. Auch wenn dies
nicht gelingt, tragen die Sanktionen zu-
mindest dazu bei, den Aktionsradius der
Betroffenen einzuengen und sie internatio-
nal zu dchten. Auch transnational agie-
rende nichtstaatliche Organisationen sind
Ziel solcher MaRnahmen. Diese richten sich
sowohl gegen die direkten Unterstiitzer als
auch gegen jene, die Erlose zum Beispiel
aus Schwarzmarktgeschiften oder der orga-
nisierten Kriminalitdt in das internationale
Finanzsystem einfiihren. Die Geschifte
weltweit operierender Finanzinstitute
laufen damit Gefahr, von den drastischen
US-Sanktionen mit erfasst zu werden.

Ausgeweiteter Anwendungsbereich
Unilaterale US-Finanzsanktionen sind kein
neues Phinomen. Prisident Carter fror im
Rahmen der neuen Befugnisse, die ihm der
1977 verabschiedete International Emer-
gency Economic Powers Act (IEEPA) zubil-
ligte, zum ersten Mal unter US-Jurisdiktion
stehende Vermogenswerte iranischer Ein-

zelpersonen und Unternehmen ein. Es war
Teil der Bemiithungen, die 52 US-amerikani-
schen Botschaftsangehérigen freizubekom-
men, die seit dem 4. November 1979 im US-
Botschaftsgebdude in Teheran als Geiseln
festgehalten wurden. Ab den 1980er Jahren
gerieten die Bekimpfung der Geldwische
und der Terrorismusfinanzierung in den
Fokus der US-AulRenpolitik. Der Kongress er-
lieR eine Reihe von Gesetzen, die die Regie-
rung zu Finanzsanktionen sowohl gegen
einzelne Linder als auch gegen bestimmte
Personen und Vereinigungen bevollméach-
tigte, die als terroristisch eingestuft, der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen
verddchtigt oder dem illegalen Diamanten-
und Drogenhandel zugerechnet wurden. Ins
Fadenkreuz des US-Kongresses gerieten Ende
der 1990er Jahre vor allem die staatlichen
Unterstiitzer von Geldwdsche, allen voran
China, und jene, die der Finanzierung des
Terrorismus verddchtigt wurden.

Die US-Regierung initiierte zudem eine
Reihe von multilateralen MaRnahmen, um
aus ihrer Sicht unerwiinschte Transaktio-
nen zu Uiberwachen und letztlich aus dem
internationalen Finanzsystem zu verban-
nen. Zusammen mit Frankreich griindete
sie 1989 im Rahmen der fithrenden sieben
Industrienationen (G7) die Financial Action
Task Force (FATF). Diese liefert regelméafdig
Einschédtzungen tiber die von Regierungen
unternommen Schritte zur Bekimpfung
von Geldwdsche und formuliert Trans-
parenzstandards fiir den Zahlungsverkehr.

Nach den Anschldgen auf New York und
Washington am 11. September 2001 stiitzte
sich die US-Regierung in ihrem »Krieg gegen
den Terror« verstdrkt auf Informationen
iiber Finanztransaktionen, um verddchtigte
Einzelpersonen und Organisationen zu be-
kimpfen. Mit dem Uniting and Strenghten-
ing America by Providing Appropriate Tools
Required to Intercept and Obstruct Terror-
ism (USA Patriot) Act erweiterte der Kongress
die rechtlichen Méglichkeiten zur Uber-
wachung von Geldtransaktionen und schuf
die Grundlage fiir eine massive Ausweitung
der US-Finanzsanktionen. Schon zuvor, seit
dem Bank Secrecy Act von 1970, waren die



US-Banken verpflichtet, iber Wahrungs-
transaktionen ihrer Kunden zu berichten.
Der Money Laundering Control Act von
1986 hatte zudem das Geschéft mit anony-
men Kunden verboten. Der Patriot Act nun
erhohte die Anforderungen an die Akten-
aufbewahrungs-, Auskunfts- und Dokumen-
tenherausgabepflichten von Unternehmen
und rdumte in Absatz 311 die Moglichkeit
ein, ausldndische Akteure vom US-Finanz-
system komplett auszuschlieRen.

Gleichzeitig wurde die Finanzmarkt-
aufsicht auf eine bis dato beispiellose Weise
politisiert. Aufgabe der Securities Exchange
Commission (SEC) war es urspriinglich
eigentlich, als neutrale Instanz Transparenz
auf dem US-Finanzmarkt herzustellen, in-
dem sie zum Beispiel Regeln iiber die Ver-
offentlichungspflichten borsennotierter
Unternehmen erlief3. Nach dem 11. Sep-
tember vollzog die Behérde unter ihrer
damaligen Vorsitzenden Laura Unger eine
Kehrtwende, indem sie ihr origindres, aus-
schlieRlich auf 6konomische Erwdgungen
begrenztes Mandat auf politische Aspekte
ausweitete. So werden seitdem auch Fakto-
ren wie die nationalen Sicherheitsinteres-
sen, die Lage der Menschenrechte oder der
Religionsfreiheit in die Bewertung des
»materiellen Risikos« fiir Investoren ein-
bezogen. Diese Vorgabe fiir die Regulierung
des US-Finanzmarkts wird in enger Abstim-
mung mit dem US-AuRenministerium und
der dort gefiihrten Liste sogenannter staat-
licher Unterstiitzer von internationalem
Terrorismus umgesetzt.

Druckpotential durch
Dollardominanz

Bei der Androhung und Verhdngung uni-
lateraler Finanzsanktionen macht die US-
Regierung von ihrer einzigartigen Macht-
position im internationalen Finanzsystem
Gebrauch. Diese griindet auf der Vorherr-
schaft des US-Dollars als internationaler
Leit- und Reservewdhrung. Mit dem Aus-
einanderklaffen von Real- (Handel und
Dienstleistungen) und Finanzwirtschaft seit
Mitte der 1980er Jahre wuchs die Bedeutung

hochmobiler und grenziiberschreitender
Kapitalfliisse fiir das Weltwirtschaftswachs-
tum rasant an. Der Finanzsektor ist fiir alle
anderen Wirtschaftsbereiche wie den Ener-
gie-, den Technologie-, oder den Industrie-
sektor von grundlegender Relevanz. So fun-
gieren Finanztransaktionen als Lebens-
adern nationaler und internationaler wirt-
schaftlicher Austauschbeziehungen, sei es
in Form von Bargeldtransaktionen oder als
Wechselgeschifte. Letztere werden tiber
Schecks, Kreditkarten oder als elektroni-
sche Uberweisung abgewickelt und stellen
heute die wichtigste Zahlungsvariante dar.
Beim Wechselgeschift beauftragt eine
natiirliche Person oder ein Unternehmen
die Ubermittlung von Geld auf das Konto
eines Begiinstigten. Sofern beide Geschéfts-
partner Kunden bei der gleichen Bank sind,
wird das Geld intern umgebucht. Sind ver-
schiedene Banken beteiligt, lduft die Uber-
weisung iiber ein Korrespondenzkonto
eines der beiden Institute. Alternativ kon-
nen beide Banken auch ein Korrespondenz-
konto bei einem dritten und somit zwi-
schen beiden vermittelnden Finanzinstitut
fihren und die Zahlung tiber diesen Um-
weg abwickeln.

Fiir Dollargeschéfte heimischer Banken
innerhalb der Vereinigten Staaten existiert
mit Fedwire ein Kommunikations- und Ab-
wicklungssystem, das von den 13 Noten-
banken (Federal Reserve Banks) getragen
wird. Finanztransaktionen ausldndischer
Banken kénnen entweder tiber die Society
for Worldwide Interbank Financial Tele-
communication (SWIFT) oder das Clearing
House Interbank Payments System (CHIPS)
vorgenommen werden. Die in Briissel an-
sdssige SWIFT steht unter europdischer
Jurisdiktion und verbindet mehr als 10500
Finanzinstitute in tiber 200 Lindern. SWIFT
ist lediglich ein Kommunikationsnetzwerk,
das Zahlungsanweisungen vermittelt und
sozusagen eine gemeinsame Sprache zwi-
schen internationalen Finanzinstituten
herstellt. Die Organisation wickelt jedoch
nicht selbst Zahlungen ab. Da 87 Prozent
aller weltweit getdtigten Finanztransaktio-
nen in Dollar erfolgen (dollar clearing), ist ein
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US-amerikanisches Korrespondenzkonto fiir
international operierende Finanzinstitute
iiberlebenswichtig. Ein solches stellt CHIPS
bereit. Es gibt nur wenige Alternativen
dazu wie das Clearing House Automated
Transfer System der britischen Bank HSBC.

Druckausiibung mit
Finanzsanktionen

Die an die unilateralen US-Sanktionen ge-
koppelte Jurisdiktion erstreckt sich zwar
auch auf den Handel mit Giitern US-ameri-
kanischen Ursprungs und auf global agie-
rende Tochtergesellschaften von US-Mutter-
unternehmen, in erster Linie jedoch aufdas
US-Staatsgebiet. Jedes Finanzinstitut, das
tiber ein US-Korrespondenzkonto Dollar-
zahlungen vornimmt, begibt sich nach US-
amerikanischer Rechtsauffassung auf das
Staatsgebiet der Vereinigten Staaten. In der
Folge konnen dessen Finanztransaktionen,
ohne die wirtschaftliche Austauschbezie-
hungen kaum moglich sind, von der US-
Regierung empfindlich beschrankt werden.
Benotigen klassische Wirtschaftssanktionen
wie Import- oder Exportbeschridnkungen
beim Handel von Giitern und Dienstleitun-
gen eine breite internationale Unterstiit-
zung, damit sie zumindest eine spiirbare
O0konomische Wirkung entfalten, setzt die
Durchschlagskraft von Finanzsanktionen
keinen internationalen Riickhalt voraus.
Aufgrund der Dollardominanz im globalen
Finanzsystem koénnen solche Straf-
malinahmen kaum umgangen werden.

Uberwachung der Umsetzung und
Folgen von VerstoRen

Weltweite Finanztransaktionen konnen
entweder an ihrem Ursprung unterbunden
oder aufihrem Weg behindert werden. Um
die jeweilige Quelle auszutrocknen, miissen
diese Transaktionen zunichst einmal auf-
gedeckt und mogliche Tarnfirmen ausfin-
dig gemacht werden. Hierbei arbeitet das
FBI mit anderen US-Behdrden zusammen.
Wird bei der Ubermittlung von Finanz-
stromen angesetzt, miissen die Verschleie-

rung der Herkunft und die Einschleusung
von illegal erworbenem Kapital in das
Finanzsystem unterbunden werden. Dafiir
missen in erster Linie die Geschéfte inter-
national agierender Finanzinstitute {iber-
wacht werden.

Staatliche Umsetzung

In vorderster Front sind es nationale Behor-
den, die unmittelbar die Umsetzung der US-
Finanzsanktionen kontrollieren. Fir Ex-
portgeschiéfte mit Dual-use-Giitern ist das
Bureau of Industry and Security und dessen
Office of Export Enforcement im US-Wirt-
schaftsministerium zustdndig. Der Handel
mit militdrischen Ristungsgiitern und Waf-
fen steht unter Aufsicht des Directorate of
Defense Trade Controls im US-AuRenminis-
terium. Mit der Uberwachung von Finanz-
sanktionen ist innerhalb des US-Finanz-
ministeriums das Office of Terrorism and
Financial Intelligence und dort insbeson-
dere das Office of Foreign Asset Control
(OFAC) betraut. Mit nur 170 Mitarbeitern
vollzieht das OFAC in zum Teil akribischer
Arbeit gegenwadrtig 38 ausdifferenzierte
Sanktionsprogramme, bei einem laufenden
Budget im Jahr 2013 von lediglich 30,9 Mil-
lionen US-Dollar. In enger Abstimmung mit
dem US-Auflenministerium kontrolliert das
OFAC die US-Finanzsanktionen und setzt in
Zusammenarbeit mit bundesstaatlichen
Behorden deren Einhaltung durch. Unter
der Jurisdiktion des OFAC stehen neben
allen US-Staatsbiirgern auch Ausldnder im
Besitz einer permanenten Aufenthalts-
genehmigung, unter US-Gesetzen operie-
rende Unternehmen, deren im Ausland
tatige Gliederungen und in einigen Féllen
auch ausldndische Tochtergesellschaften.
Der vom OFAC angewendete Evidenzstan-
dard fiir die Beurteilung von VerstofRen ist
»reasonable basis« und nicht das sonst
iibliche und striktere »beyond reasonable
doubt«. Dabei wird die Durchsetzung der
US-Finanzsanktionen zunehmend auf der
Ebene der Bundesstaaten vollzogen, die
damit direkt in die US-AufRenpolitik ein-
greifen. So flieRen durch die Zusammen-



arbeit zwischen dem New York Department
for Financial Services (DFS), der bundes-
staatlichen Regulierungsbehérde und der
Bundesregierung die erbrachten Strafzah-
lungen zum Teil direkt in den Haushalt des
Bundesstaats New York ein.

Doch die Uberwachung von Sanktions-
verstofden erfolgt nicht ausschlieRlich von
Amts wegen, sondern auch iiber Anwilte.
Gegen die Verhdngung und Umsetzung der
Finanzsanktionen kénnen keine Rechts-
mittel eingelegt werden, da diese zumeist
auf Notgesetzen basieren. Aulerdem reicht
oftmals die Drohung mit einem Ausschluss
vom US-Finanzmarkt aus, um Regressforde-
rungen vor US-Gerichten abzuwehren.

Umsetzung durch Privatwirtschaft

Zum anderen wird die mittelbare Umset-
zung der Finanzsanktionen vom US-Gesetz-
geber auf die Banken abgewilzt, die sich
damit in der Rolle von »Wichtern iiber die
Integritdt des Finanzsystems« wiederfinden.
Da bei Nichtbeachtung von Sanktions-
verordnungen und -gesetzen Strafen in
Milliardenhéhe drohen, sahen sich Finanz-
institute gezwungen, ihre Compliance-
Aktivitdten massiv auszuweiten. Zusammen
mit den fiir eventuell anfallende Straf-
zahlungen zu bildenden Riickstellungen
entstehen dabei hohe Kosten, bisweilen

so hohe, dass sie die Eigenkapitalreserven
der Banken abschmelzen.

Die Eigentiberwachung privater Akteure
wird mitunter erschwert. So ist es Einzel-
personen und Unternehmen unter US-Juris-
diktion verboten, mit jenen Unternehmen
Geschifte zu machen, bei denen 50 Prozent
oder mehr der Eigentiimer oder Anteils-
eigner von Sanktionen betroffen sind. In
Anbetracht der in manchen Féllen undurch-
sichtigen Eigentiimerstruktur kann diese
Bestimmung einen hohen, fiir die Befol-
gung der Sanktionsverordnung unvermeid-
baren Aufwand erfordern. Lisst sich die
Eigentiimerstruktur nicht zweifelsfrei
kldren, liegt es in der Risikoabwdgung der
einzelnen Finanzinstitute, die Geschafts-
beziehungen weiterzufiihren.

Folgen bei Verst6Ren

Die Strafmafnahmen teilen sich in zwei
Kategorien: zur ersten gehdren administra-
tive Strafen in Form von GeldbufRen oder
einem zeitlich begrenzten Entzug von
Exportprivilegien. So kann das DFS einer
internationalen Finanzinstitution fiir einen
gewissen Zeitraum die Moglichkeit ver-
wehren, Dollartransaktionen vorzunehmen.
Aufgrund eines Eintrags auf der vom OFAC
gefiihrten Specially Designated Nationals
(SDN) List and Blocked Persons sowie auf
der Foreign Sanctions Evaders (FSE)-Liste,
wird gegenwadrtig das Kapital von mehr als
13000 natiirlichen Personen und Organisa-
tionen blockiert. Den Einzelpersonen wirft
die US-Regierung vor, fiir Linder zu arbei-
ten, die auf schwarzen Listen stehen. Die
Organisationen werden beschuldigt, von
solchen Personen kontrolliert zu werden.
Eine Listung kann auch wegen des Vorwurfs
der Geldwdsche oder der Terrorismusfinan-
zierung erfolgen, ohne dass eine linder-
spezifische Sanktionsgesetzgebung den
Hintergrund dafiir bilden wiirde. Ab-
gesehen von einzelnen, durch das OFAC er-
teilten Ausnahmen, wird US-Staatsbiirgern
und Unternehmen der Austausch mit Ein-
zelpersonen und Organisationen, die auf
der Liste stehen, generell verwehrt.

Zur zweiten Kategorie zdhlen Strafen wie
hohe Geldbufen, ein zeitlich unbegrenzter
Entzug von Exportprivilegien und - auf der
Grundlage des oben erwdhnten IEEPA von
1977 - sogar Freiheitsstrafen, die jedoch
deutlich seltener ausgesprochen werden.

Primarziele: Iran und Russland
Unilaterale Beschrdnkungen des Kapital-
und Zahlungsverkehrs sind die zentrale
Komponente der US-Sanktionsregime gegen
Iran und Russland. Um die Energieexporte
beider Linder wirksam zu unterbinden,
muss neben der Rohstoffférderung und
dem Transport sowie dessen Versicherung
vor allem die Abwicklung der dafiir zu
leistenden Zahlung behindert werden.
Unter Prasident George W. Bush begann die
US-Administration 2005, Iran finanziell zu
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isolieren. Das US-Finanzministerium tiber-
zeugte internationale Finanzinstitute
davon, ihr Irangeschéft zuriickzufahren.
Delegationen des Ministeriums besuchten,
mitunter ohne das Wissen der jeweiligen
Regierungen, Banken und Versicherungen
im Ausland und konfrontierten diese mit
der Aussicht, ihren US-Marktzugang zu ver-
lieren, wenn sie weiterhin mit verddchtig-
ten iranischen Einzelpersonen und Unter-
nehmen Geschifte machten. Dartiber hin-
aus schloss das Ministerium iranische
Finanzinstitute vom US-Finanzmarkt aus,
indem es unter anderem ausldndischen
Banken untersagte, stellvertretend fiir diese
Dollargeschifte zu tdtigen.

Dieses Vorgehen setzte die Obama-
Administration seit 2010 in Form von neun
Exekutivverordnungen auf Basis einer ver-
schérften Sanktionsgesetzgebung des Kon-
gresses konsequent fort. Auch im Ukraine-
Konflikt setzt sie vorrangig Finanzsanktio-
nen ein. Die ab Médrz 2014 verhédngten Straf-
maldinahmen gegen Einzelpersonen und
Unternehmen, die dem Kreml nahestehen,
zielten nicht nur auf Beschrankungen des
Technologietransfers im Energie- und
Riistungssektor, sondern richteten sich
auch und vor allem gegen die Finanzierung
russischer Banken auf dem internationalen
Kapitalmarkt — mit der Folge einer massiven
Kapitalflucht ausldndischer Investoren,
eines Anstiegs der Inflation und der Ab-
wertung des russischen Rubels.

Sekundairziele: Finanzinstitute

Seit 2009 verfolgt die US-Regierung ver-
stirkt ausldndische Banken, die zwar nicht
gegen Gesetze ihrer Heimatldnder, jedoch
gegen Finanzsanktionen unter US-Juris-
diktion verstof3en haben. In der Amtszeit
Prasident Obamas mussten bis Mitte 2014
schon insgesamt 22 Banken rund 4,9 Mil-
liarden US-Dollar an Strafzahlungen ent-
richten. Der Grofiteil davon entfiel auf
europdische Banken. Im Jahre 2009 ver-
hidngte das US-Finanzministerium gegen
das britische Bankhaus Lloyds eine Strafe
wegen Sanktionsverstdfden in Hohe von

350 Millionen US-Dollar. Es folgten Geld-
strafen gegen die ebenfalls britischen
Banken HSBC (1,92 Milliarden), Standard
Chartered (667 Millionen) und Barclays
(298 Millionen) sowie gegen die nieder-
lindische ING (619 Millionen) und gegen
die Royal Bank of Scotland (100 Millionen).
Clearstream, ein Ableger der Deutschen
Borse mit Standort in Luxemburg, depo-
nierte Wertpapiere der iranischen Zentral-
bank im Volumen von 2,81 Milliarden US-
Dollar. Nach einer Strafandrohung von
urspriinglich 5,6 Milliarden zahlte die Bank
in einem Vergleich 152 Millionen US-Dollar
und musste gegeniiber dem Finanzministe-
rium in Washington versichern, eine Com-
pliance-Abteilung einzurichten. Auch die
Deutsche Bank und die Commerzbank
stehen kurz davor, sich mit dem US-Finanz-
ministerium auf millionenschwere Verglei-
che wegen Sanktionsverstof3en zu einigen.
Schockwellen 16ste der Fall der franzo-
sischen Bank BNP Paribas aus. Ihr wurde
vorgeworfen, gegen den IEEPA verstof3en zu
haben, indem sie iiber einen Zeitraum von
fiinf Jahren Geldtransfers von Unterneh-
men, die auf der US-Sanktionsliste stehen,
und der Lander Kuba, Iran und vor allem
Sudan abgewickelt zu haben. Am 12. Juni
2014 kiindigte die Bank an, dass ihr Chief
Operating Officer Georges Chodron de
Courcel vorzeitig in den Ruhestand gehen
wiirde, und erfiillte damit eine zentrale
Forderung fiir einen Vergleich. Dartiber
hinaus musste sie ihre rund 30 Milliarden
US-Dollar schweren Geschéfte vor den US-
Behorden offenlegen. Am 30. Juni 2014
einigten sich die Parteien auf einen Ver-
gleich tiber 8,9 Milliarden US-Dollar. Mog-
lich wére auch eine Strafe in doppelter Hohe
der nach US-Recht verbotenen Finanztrans-
aktionen gewesen. Gleichwohl iiberstieg
der Betrag nicht nur die Summe der Bul3-
gelder, die die 14 bis dato bestraften euro-
pdischen Banken hatten zahlen miissen,
sondern auch die Riickstellungen, die die
BNP Paribas bereits getitigt hatte. Zudem
musste die Bank ein Schuldeingestdndnis
ablegen, auf das die US-Strafverfolger in
den anderen Féllen nicht gepocht hatten,



und entlieR auf deren Drdangen 13 hochran-
gige Mitarbeiter. Aus Riicksicht auf die Be-
ziehungen Washingtons mit Paris wurde
jedoch nur einem Teil der Bank verboten,
ab Januar 2015 fiir ein Jahr lang keine Dollar-
transaktionen, etwa zur Finanzierung von
Ol- und Gasgeschiften, durchzufiihren.

Die europdische Zentralbank rechnete
die Strafzahlungen fiir die Verletzung von
US-Gesetzen bei ihrem im Sommer 2014
durchgefiihrten Banken-Stresstest bereits
mit ein. Denn europdische Banken stehen
nicht nur wegen VerstoRen gegen US-Finanz-
sanktionen ganz oben auf der Liste natio-
naler und bundesstaatlicher Behérden in
den USA, sondern auch wegen Leitzins-
manipulation und Steuerbetrug. Gleich-
wohl sind die verhidngten Strafen gegen
einheimische Banken zum Teil viel hoher.
Sahen die US-Strafverfolgungsbehdrden
unter dem Eindruck der Finanzkrise von
2008/09 die systemischen Risiken einer har-
ten Bestrafung als noch zu hoch an, greifen
sie nun konsequenter durch. Diese hirtere
Gangart ist malRgeblich von dem Unmut in
der Bevolkerung dartiber getrieben, dass die
Verantwortlichen der Finanzkrise an der
Wall Street straflos davonkamen. Mindes-
tens fiinf US-Banken wurden bisher in Zivil-
verfahren zu Strafzahlungen von rund
90 Millionen US-Dollar verpflichtet. Davon
entfielen 88,3 Millionen US-Dollar allein
auf]. P. Morgan Chase & Co. im Jahre 2011.
Die Bank of America sieht sich gegenwartig
Strafzahlungsforderungen in Héhe von
tiber 17 Milliarden US-Dollar ausgesetzt.

RechtmifRigkeit und Wirksamkeit
Rechtlich beruft sich die US-Regierung auf
die sogenannte Wirkungstheorie, eine Dok-
trin im internationalen AufRenwirtschafts-
recht, wonach das Verhalten eigener Staats-
angehoriger auch im Ausland reglemen-
tiert werden kann, sofern es direkte, voraus-
sehbare sowie substantielle Folgen fiir die
Vereinigten Staaten hat. Diese Rechtsauf-
fassung ist durchaus umstritten. So urteilte
der Internationale Gerichtshof Anfang der
1970er Jahre, dass sich die Nationalitét

eines Unternehmens nicht zwangslaufig
nach der ihrer Eigentiimer bemesse. Dem-
gemdR kann die gegenteilige Auffassung
vertreten werden, dass die US-Jurisdiktion
nicht auf ausldndische Tochterunternehmen
ausgeweitet werden kann. Gleiches gilt fiir
Unternehmen, deren Verbindungen zu
ihrem jeweiligen Heimatland stdrker sind
als die mit den Vereinigten Staaten.

ODb Finanzsanktionen wirksam sind,
bemisst sich an den mit ihnen verfolgten
Zielen. Soll ein bestimmtes Verhalten von
Primaérzielen verdandert, konterkariert oder
ganz verhindert werden, fillt die Bilanz
eher mager aus. Ob sich Terroranschlige,
die vergleichsweise kostengiinstig aus-
zufiithren sind, mit Finanzsanktionen tiber-
haupt effektiv verhiiten lassen, bleibt frag-
lich. Auch lassen sich Transaktionen, die
auRerhalb des internationalen Finanz-
systems abgewickelt werden, wie zum
Beispiel im Rahmen des in der arabischen
Welt weitverbreiten Hawala-Systems von
Bargeldtransfers per Kurier, durch Finanz-
sanktionen kaum beschranken.

Geht es hauptsdchlich darum, wirtschaft-
liche Kosten zu verursachen und Schaden
anzurichten, kann die Wirkung hingegen
durchschlagend sein. AuRerst effektiv lisst
sich mit Finanzsanktionen das Verhalten
global operierender Unternehmen beeinflus-
sen, die einen Zugang zum US-Finanzmarkt
bendtigen. Die Aussicht auf einen Entzug
der Bankenlizenz fiir den Handelsplatz
New York, die mit Abstand schwerwiegend-
ste Sanktion (»the Wall Street equivalent of
the death penalty«), birgt erhebliches Ab-
schreckungspotential. Dartiber hinaus erzeu-
gen unilaterale US-Finanzsanktionen Un-
sicherheit unter Marktteilnehmern und kon-
ditionieren deren Verhalten auch in nicht-
sanktionierten Wirtschaftszweigen. Dies
kann dazu fiithren, dass Banken ihre legale
Kreditvergabepraxis aus Angst vor einer
Eskalation vorsorglich einschrdnken. Haben
Finanzsanktionen das Geschéftsklima pri-
vater Akteure erst einmal getriibt, kann
dieser Tendenz von staatlicher Seite kaum
noch entgegengesteuert werden.
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Schlussfolgerungen

Der Einsatz unilateraler Finanzsanktionen
ist Ausdruck eines lingerfristigen Wandels
der US-AuRenwirtschaftspolitik: Das Ziel
einer auf Freihandel basierenden liberalen
Weltwirtschaftsordnung wird dem der natio-
nalen Sicherheit immer mehr untergeord-
net. Zwar bekundet Washington weiterhin,
ein grofRes Interesse am Fortbestand der
Dollardominanz auf dem internationalen
Finanzmarkt zu haben. Doch es entbehrt
nicht einer gewissen Tragik, dass der zu-
nehmende Riickgriff auf unilaterale Finanz-
sanktionen mittel- bis langfristig die Vor-
machtstellung des Dollars schmélern und
die aufihr griindende liberale Freihandels-
ordnung schwichen kénnte.

Eine Folge ist, dass sich eine Reihe von
Akteuren inzwischen bemiiht, sich kiinftig
unabhéngiger vom US-Dollar zu machen,
um sich dem Druckpotential unilateraler
US-Finanzsanktionen zu entziehen. Russ-
land zum Beispiel kiindigte, nachdem ihm
der Ausschluss aus dem SWIFT-System an-
gedroht worden war, an, ein eigenes Zah-
lungs- und Informationssystem fiir Finanz-
geschifte aufbauen zu wollen. Dartiiber
hinaus wickeln einige russische Energie-
unternehmen ihre Geschéfte neuerdings
anstatt wie bislang in US-Dollar vermehrt
entweder liber den russischen Rubel oder
in der Wiahrung ihres jeweiligen Handels-
partners ab. Daneben greifen sie fiir die
Finanzierung auf Tauschgeschifte sowie
auf chinesische Kreditgeber zuriick. Auf
Letztere entfalten US-Finanzsanktionen
deshalb keine Wirkung, weil sie nicht auf
dem US-Markt aktiv sind. Auch unter den
Europdern werden Rufe nach einer Abkehr
von der Dollardominanz lauter.

Gleichzeitig leistet die US-AuRenwirt-
schaftspolitik dem Trend zu einer Ent-
Globalisierung Vorschub. So schridnken die
Vereinigten Staaten (wie auch die Europdi-
sche Union) aus Angst vor einer neuen
Finanzkrise grenziiberschreitende Kapital-
flisse immer mehr ein und gehen dazu
tiber, ihre Banken unilateral zu regulieren.
Dementsprechend werden auf dem US-
Markt titige Finanzinstitute neuerdings

zum Beispiel nach dem »host country« und
nicht mehr nach dem »home country«Prin-
zip reguliert. Die Aufseher der US-Noten-
bank setzten 2013 zudem die erforderliche
Eigenkapitalquote von ausldndischen
Banken herauf, deren Tochterunternehmen
auf dem US-Markt aktiv sind. Dies bringt in
erster Linie Vorteile fiir heimische Finanz-
institute im Investment-Bankgeschaft.

Sollte die transatlantische Einigkeit in Be-
zug auf das Vorgehen gegen Iran und Russ-
land kiinftig auseinanderbrechen, fainden
sich insbesondere europdische Unterneh-
men in einer Zwickmiihle wieder. Einerseits
koénnten sie sich dem weiter bestehenden
Druckpotential des Dollars kaum entzie-
hen. Andererseits diirfen sie nach EU-Recht
unilaterale US-Sanktionen nicht befolgen.

Sofern die Bundesregierung der unilate-
ralen US-Auflenwirtschaftspolitik begegnen
will, miisste sie gemeinsam mit ihren euro-
pdischen Partnern in Verhandlungen mit
Washington tiber die Reichweite der Finanz-
sanktionen treten. Um die Vereinigten Staa-
ten zu einem zurtickhaltenderen Einsatz
des Sanktionsinstrumentariums zu be-
wegen, konnte eine konditionierte Zusam-
menarbeit in solchen Bereichen der trans-
atlantischen Sicherheitspolitik in Aussicht
gestellt werden, in denen Washington auf
die Europder angewiesen ist. Dazu zdhlt vor
allem das Terrorist Finance Tracking Pro-
gram, in dessen Rahmen SWIFT-Datensitze
direkt an US-Behorden weitergeleitet wer-
den. Daneben konnte der Ausbau der beste-
henden eigenen Zahlungssysteme wie des
Clearing House Automated Transfer Systems
der britischen Bank HSBC im Euroraum
vorangetrieben werden. Hélt die US-Regie-
rung an ihrer Praxis der Finanzsanktionen
fest, wird deren Wirkung mehr und mehr
der eines Minenfelds dhneln: Um keinen
Schaden zu nehmen, wird es lieber weit-
rdumig umgangen als dass ein moglicher
Weg durch es hindurch gewagt wird.



	Einleitung
	Finanzsanktionen in der USAußenwirtschaftspolitik
	Ausgeweiteter Anwendungsbereich
	Druckpotential durch Dollardominanz
	Druckausübung mit Finanzsanktionen
	Überwachung der Umsetzung und Folgen von Verstößen
	Staatliche Umsetzung
	Umsetzung durch Privatwirtschaft
	Folgen bei Verstößen

	Primärziele: Iran und Russland
	Sekundärziele: Finanzinstitute
	Rechtmäßigkeit und Wirksamkeit
	Schlussfolgerungen

